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Die Beendigung der Wohnungseigentümergemeinschaft – Teil 2  

 von Rechtsanwalt Dr. Hans-Joachim Weingart*  

Der zweite Teil des Aufsatzes knüpft an die einführenden Überlegungen im Vorheft zu dem von dem Gesetzgeber 

bei der Novellierung des WEG offengelassenen Thema an, wann und wie die Wohnungseigentümergemeinschaft 

endet. 

Zwischenergebnis der bisherigen Betrachtungen war, dass zwei unterschiedliche Beendigungsfälle bei der 

Wohnungseigentümergemeinschaft zu unterscheiden sind: Zum einen die Konstellation mit mehreren 

Wohnungseigentümern zum Beendigungszeitpunkt, zum anderen diejenige mit einem einzigen 

Wohnungseigentümer. 
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Es fragt sich deswegen – womit die Untersuchung ihren zentralen Punkt erreicht – wie sich die Rechtssituation in 

beiden Beendigungsfällen bezüglich der Frage der Rechtsnachfolge in das Gemeinschaftsvermögen i.S.v. § 9a III 

WEG  darstellt und ob hier beide Beendigungsfälle trotz der vorstehend herausgearbeiteten unterschiedlichen 

Rechtsfolgen der Rechtsnachfolge zumindest in Bezug auf den Wirkmechanismus der Universalrechtsnachfolge 

gleich zu behandeln sind.  

Zunächst sind hier die zu der Problematik vertretenen rechtlichen Meinungen darzustellen. 

IV.2 Die vertretenen Rechtsauffassungen zur Mechanik der Rechtsnachfolge in 

das Gemeinschaftsvermögen 

Eine erste Orientierung bei der Auslegung liefert die historische Auslegung, welchen Wunsch also der 

Gesetzgeber hatte.  

IV.2.1 Die Meinung des Gesetzgebers – Historische Auslegung 

Der Gesetzgeber verzichtete hier auf Regelungen und meinte, für die Liquidation sollten die allgemeinen 

Grundsätze gelten, eine Differenzierung zwischen den beiden Beendigungsfällen sah er nicht.56  

Die Wunschvorstellungen des Gesetzgebers kommen relativ offen ersichtlich nicht für die Beantwortung der Frage 

nach dem „wie“ der Rechtsnachfolge in Betracht: Die nach dem Gesetz inzwischen bestehende sofortige 

Vollbeendigung entbehrt einer zeitlichen Komponente. Weder eine Abwicklung nach Insolvenzrecht noch eine 

Abwicklung nach allgemeinen Liquidationsgrundsätzen kommt zugleich neben einer sofortigen Vollbeendigung in 

Betracht. Denn jede Liquidation beansprucht Zeit und schließt sich damit alternativ mit einer sofortigen Beendigung 

wechselseitig aus. Gesucht wird also nach einem Mechanismus für eine sofortige Gesamtrechtsnachfolge. 

 

 

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/be7a4c83-895c-3a03-874c-6572efe458d9
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IV.2.2 Kommentarliteratur 

In der Kommentarliteratur fehlt teilweise die trennscharfe Differenzierung zwischen einerseits den beiden 

Beendigungsfällen nach § 9 I Z. 1 und Z. 2 WEG  und andererseits der das Außenverhältnis betreffenden Frage 

des Wirkmechanismus des Rechtsübergangs und der das Außen- und das Innenverhältnis betreffenden Fragen, 

welche Höhe die Anteile der Mitglieder der Bruchteilsgemeinschaft haben und wie sie an der Verwaltung, den 

Früchten sowie Lasten und Kosten der Bruchteilsgemeinschaft beteiligt sind.  

Soweit es die beiden sich unterscheidenden Beendigungsfälle anlangt, wird in der noch spärlichen Literatur etwa 

eine Analogie zu § 11 III WEG  in Erwägung gezogen und alternativ noch der jeweils geltende gewillkürte 

Umlageschlüssel als Lösungsmöglichkeit ins Feld geführt.57  Richtig ist im Ansatz die Erwägung, dass § 11 III 

WEG  direkt nicht anwendbar ist. Denn er bezieht sich in seiner unmittelbaren Anwendung – wie bereits 

dargestellt – ebenso wie die gleichgelagerte Regelung in § 17 WEG  a.F. auf einen ganz bestimmten Fall des 

Endes der Wohnungseigentümergemeinschaft. Insofern sind insgesamt 3 „Beendigungsfälle im weiteren Sinn“ zu 

unterscheiden, die nach alten Recht regelungstechnisch in § 9 I WEG  a.F. zusammengefasst waren:58  

Die Aufhebung der Sondereigentumsrechte nach § 9 I Z. 1 WEG  i.V.m. § 4 WEG , der Antrag des verbliebenen 

alleinigen Wohnungseigentümers nach § 9 I Z. 2 WEG  und die Aufhebung der Gemeinschaft nach § 11 I WEG  

mit den beiden Untervarianten eines allseitigen Aufhebungsverlangens oder der Gebäudezerstörung i.S.v. § 11 I 

Satz 3 WEG .  

Die analoge in der Kommentarliteratur für möglich erachtete Anwendung des § 11 III WEG  bzw. des im Vergleich 

zu § 11 III WEG  als vorzugswürdig eingestuften § 16 I , II WEG  wird für drei unterschiedliche Fälle vertreten, 

auch dies ist schon dargestellt worden und kurz in Erinnerung zu rufen:  

Zum einen für die Quotenbildung am Gemeinschaftsvermögen in den beiden Untervarianten des Zerstörungsfalls 

des Gebäudes oder des allseitigen Aufhebungsverlangens bezüglich der Wohnungseigentümergemeinschaft (1),59  

zum anderen wiederum für die Quotenbildung am Gemeinschaftsvermögen aber in Bezug auf den Beendigungsfall 

nach § 9 I Z. 1 (2)60  und schließlich für die Bestimmung des Miteigentumsanteils bezogen auf das 

Gesamtvermögen bei Entstehen einer Bruchteilsgemeinschaft nach §§ 741 ff. BGB , also beim 

Beendigungstatbestand der Aufhebung der Sondereigentumsrechte nach § 9 I Z. 1 WEG  i.V.m. § 4 WEG  (3).61  

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/566fbe72-595e-3ec8-b285-2f0ef0171dc9
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https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/fe345a9f-2427-3c66-83e9-56cdcada93c3
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/eadddb2c-5951-392b-b6b5-6cc092e26dbc
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/566fbe72-595e-3ec8-b285-2f0ef0171dc9
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https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/fe345a9f-2427-3c66-83e9-56cdcada93c3
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Im Ergebnis betreffen danach bei exakter Betrachtung diese drei Analogie-Ansätze nur die Frage der 

Quotenbildung und damit eine ganz andere Frage als diejenige des Rechtsnachfolgemechanismus. Eine Antwort 

auf die vorliegend untersuchte Frage nach dem Wirkmechanismus der Rechtsnachfolge liefern alle drei 

Analogieerwägungen deswegen nicht. 

Außerdem bedarf es in dem einen der beiden echten Beendigungsfälle, nämlich der Vereinigung aller 

Wohnungseigentumsrechte in der Person eines Rechtsträgers, § 9 I Z. 2 WEG , ohnehin – zunächst – keiner 

Quotierung. Solange und soweit ein verbliebener alleiniger Wohnungseigentümer keinen Antrag auf Schließung 

der Wohnungsgrundbücher stellt, besteht insoweit überhaupt kein Regelungsbedarf, weil in diesem Zeitraum 

weiter eine „Ein-Mann-Wohnungseigentümergemeinschaft“ existiert und überhaupt kein Fall einer Rechtsnachfolge 

im Raume steht.  

Wird nach Vereinigung sämtlicher Wohnungseigentumsrechte in einer Person von diesem alleinigen 

Wohnungseigentümer der Antrag auf Schließung der Wohnungsgrundbuchblätter gestellt, besteht auch dann 

weder im Außenverhältnis noch im Innenverhältnis nach den vorstehenden Erwägungen irgendein 

Regelungsbedürfnis für eine Quotenbildung, weil es keine Gläubiger- und Schuldnermehrheiten im 

Außenverhältnis, sondern nur einen Rechtsträger gibt, und ersichtlich in der Person eines einzigen Rechtsinhabers 

irgendwelche Innenverhältnis-Quotierungen ausscheiden. 

Vor allem besagt der Analogieansatz in der Sache nichts dazu, wie der Transfervorgang der Rechtsnachfolge 

überhaupt stattfinden soll. 

Dies leitet zu der Erwägung über, ob die weiter oben angesprochenen existierenden Rechtsinstitute,62  die es zu 

der Frage der Mechanik bei der Rechtsnachfolge gibt, entweder unmittelbar anwendbar sind oder aber einen 

Anhaltspunkt für einen bislang noch nicht gesehenen und nicht ausdrücklich gesetzlich geregelten 

Rechtsnachfolge-Mechanismus bilden.  

IV.3 Frage der direkten Anwendbarkeit gesetzlicher Übertragungsregeln aus 

anderen Vorschriftenkreisen als dem WEG 

Offensichtlich kommt keiner der erwähnten Mechanismen im Wege der unmittelbaren Anwendung auf das 

WEG-Recht in Betracht. Dies kann kurz wie folgt beschrieben werden: 

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/566fbe72-595e-3ec8-b285-2f0ef0171dc9
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Das gesellschaftsrechtliche Institut der Anwachsung ergreift nur relativ einen Transfer im Innenverhältnis zwischen 

den Mitgliedern eines körperschaftlich verselbständigten Rechtsträgers und nicht die Frage der Rechtsnachfolge 

im Außenverhältnis. 

Von der Universalrechtsnachfolge im Erbrecht können nur natürliche Personen Gebrauch machen. 

Die Abtretung und die Vertragsübertragung sind Rechtsgeschäfte zwischen mehreren Rechtspersonen. Der „Tod“ 

der Wohnungseigentümergemeinschaft schließt es insoweit wegen Wegfalls eines von zwei für eine vertragliche 

Regelung notwendigen Rechtsträgers aus, dass man noch eine vertragliche Übertragungslösung erwägen könnte. 

Die Wohnungseigentümergemeinschaft schließlich ist im Sinne des Umwandlungsrechts kein dort erfasster 

möglicher Rechtsträger. 

Die direkte Anwendung vorhandener Vorschriften aus verschiedenen Rechtsgebieten jenseits des 

Wohnungseigentumsrechts hilft also nicht weiter.  

Einen Fingerzeig für die gesuchte „handwerklich“ stabile und gut vertretbare rechtliche Lösung kann es bilden, 

dass es ausdrücklich nach der WEG-Novelle keine Regelung mehr für einen Rechtsübergang gibt und keine 

Liquidation vorgesehen ist. Dies impliziert, dass ähnlich der im Personengesellschaftsrecht in der Relation 

zwischen der offenen Handelsgesellschaft und der dieser als Grundtypus zugrunde liegenden Gesellschaft 

bürgerlichen Rechtes vorhandenen Automatik beim Rückgang des Geschäftsumfangs auf ein Kleingewerbe auch 

im Verhältnis zwischen der untergehenden Wohnungseigentümergemeinschaft und der entweder gleichzeitig 

entstehenden einfachen Bruchteilsgemeinschaft oder dem gleichzeitig als einzigen Rechtsträger verbleibenden 

Alleineigentümer eine ungeschriebene Automatik mit einer Universalrechtsnachfolge in einer einzigen logischen 

Sekunde vorhanden ist. Bei einer näheren Betrachtung der Rechtssituation kann man eine derartige Automatik 

identifizieren. 
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IV.4 Die revisible Abspaltung des Gemeinschaftsvermögens – die 

Wohnungseigentümergemeinschaft als originär vermögenslose 

„Rechtsträgerhülle“ 

Zu größerer Klarheit bei der Betrachtung der Rechtssituation im Zusammenhang mit der Rechtsnachfolge trägt es 

einleitend bei, sich strukturell die Rechtssituation bei Entstehung der Wohnungseigentümergemeinschaft vor 

Augen zu führen. 

Denn wie schon angesprochen ist etwas vereinfacht zusammengefasst die Geburt und der Tod der 

Wohnungseigentümergemeinschaft an die Anlage bzw. die Schließung der Wohnungsgrundbuchblätter geknüpft. 

Dies macht deutlich, dass die Beendigung der Wohnungseigentümergemeinschaft das Gegenteil ihrer Entstehung 

ist. Mit dem entgegengesetzten Akt, mit welchem Sie entsteht, erlischt sie wieder. 

Der actus contrarius mit der Schließung der Wohnungsgrundbuchblätter macht damit automatisch die 

Rechtsfolgen rückgängig, die mit der Entstehung der Wohnungseigentümergemeinschaft durch das novellierte 

WEG Recht erzeugt wurden. 

Betrachtet man sich diese Wirkung genauer, weist sie zwei zentrale Stoßrichtungen auf. Zum einen wird – 

temporär und revisibel so lange wie es die Wohnungsgrundbuchblätter gibt – ein zusätzlicher Rechtsträger, die 

rechts- und parteifähige Wohnungseigentümergemeinschaft erzeugt – und zwar auch im Fall der Teilung durch 

den Alleineigentümer als Einmann-WEG, §§ 9a I Satz 3 , 8 WEG . Zum anderen mutiert die einfache 

Bruchteilsgemeinschaft zu der qualifizierten Wohnungseigentums-Bruchteilsgemeinschaft.  

Damit werden auch die beiden exakt gegenläufigen Rechtsfolgen bei Einleitung actus contrarius, der Schließung 

der Wohnungsgrundbuchblätter, klar: 

Der zweite Rechtsträger, nämlich die Wohnungseigentümergemeinschaft selbst, fällt vollständig weg. Der 

verbleibende Rechtsträger – der Alleineigentümer bzw. die Miteigentümer des Grundstücks – verwandelt bzw. 

verwandeln sich wieder zu Rechtsinhabern einfachen Immobilieneigentums, nicht mehr zu Rechtsinhabern von 

Wohnungseigentum. 

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/be7a4c83-895c-3a03-874c-6572efe458d9
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/f4b92bc1-82b1-3c56-b706-6d1c4a108071
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Dies zeigt, dass es überhaupt keines besonderen Transfermechanismus zu der Rechtsnachfolge von der 

Wohnungseigentümergemeinschaft auf den verbleibenden Alleineigentümer- bzw. die verbleibenden 

Miteigentümer bedarf. 

Denn mit der Entstehung der Wohnungseigentümergemeinschaft schafft das Wohnungseigentumsrecht einen 

körperschaftsähnlich strukturierten Rechtsträger, der das Rechtssubjekt in Bezug auf das Gemeinschaftsvermögen 

ist. 

Schon nach bisherigem Recht ist es in diesem Zusammenhang das Verdienst der Trennungstheorie im 

Unterschied zu der kaum überzeugend vertretbaren Einheitstheorie herausgearbeitet zu haben, dass es zwei sich 

voneinander unterscheidende Rechtsträger gibt, einerseits die Gesamtheit der Wohnungseigentümer als Teilhaber 

der Wohnungseigentümer- Bruchteilsgemeinschaft und andererseits die einzelne rechtsfähige Gemeinschaft der 

Wohnungseigentümer als Trägerin der Rechte am Gemeinschaftsvermögen.63  Gegen die gegenläufig vertretene 

Einheitstheorie führte der Anhängerkreis der Trennungstheorie bereits bislang treffend ins Feld, dass es „als nicht 

denkbar zu qualifizieren ist, eine Eigentumszuordnung gleichzeitig zu zwei sich unterscheidenden Rechtsträgern 

vorzunehmen“.64  Oder anders ausgedrückt: Ein einziger Rechtsträger kann nicht eine (früher: teil-) rechtsfähige 

singuläre Entität und zugleich eine Mehrpersonenentität sein. Mit anderen Worten setzt die Einheitstheorie 

fälschlich der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer anstelle des einzelnen Wohnungseigentümers den 

Januskopf auf. 

Bei genauerer Betrachtungsweise krankt aber auch die Trennungstheorie an dogmatischen Schwächen. Denn sie 

begriff die beiden in Rede stehenden Rechtsträger jeweils als Gemeinschaften, also nicht als singuläre einzelne 

Rechtsträger.65  Jedenfalls seit der Novellierung des Wohnungseigentumsrechtes wird dagegen deutlich, dass es 

sich um zwei unterschiedlich strukturierte Rechtsträger handelt, um eine „Sonderbruchteilsgemeinschaft“ mehrerer 

Miteigentümer, also eine Mehrheit von Rechtsträgern, und als „singulären“ eigenständigen einzelnen Rechtsträger 

um die verselbstständigte körperschaftsähnliche Wohnungseigentümergemeinschaft selbst, also keine 

Gemeinschaft.  

Deren Funktion beschränkt sich darauf, mit ihrer Entstehung der Rechtsträger für einen gesondert betrachteten 

Vermögensbestandteil zu sein, nämlich das Gemeinschaftsvermögen i.S.v. § 9a III WEG . Mit dem actus contrarius 

der Schließung der Wohnungsgrundbuchblätter entfällt die Rechtsquelle für die Weiterexistenz dieses vom 

Gesetzgeber geschaffenen eigenständigen zusätzlichen und die Rechtsinhaberschaft am Gemeinschaftsvermögen 

übernehmenden Rechtsträgers.  

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/be7a4c83-895c-3a03-874c-6572efe458d9
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Die rechtsfähige WEG ist latent durch den actus contrarius der Rückgängigmachung dieser Wirkung, der 

Zuordnung bestimmter Vermögenswerte, nämlich an dem Gemeinschaftsvermögens, ausgesetzt. Versiegt die 

Rechtsquelle für die bestehende Wohnungseigentümergemeinschaft durch Schließung der 

Wohnungsgrundbuchblätter, fügt sich automatisch im Wege der Vermögensverschmelzung der bei der 

Begründung abgespaltene Vermögensteil, nämlich das Gemeinschaftsvermögen, wieder einheitlich der 

Rechtsträgerschaft des verbliebenen Alleineigentümers oder der verbliebenen Miteigentümer hinzu. 

Anderes gewendet liegt in Gestalt des Wohnungseigentumsrechts ein sondergesetzlicher Fall außerhalb des 

Umwandlungsrechts mit der Abspaltung von Vermögenswerten vor, der automatisch durch gegenläufige 

Rückgängigmachung zu der Wiedervereinigung sämtlicher Vermögenswerte in der Rechtsträgerschaft des allein 

verbleibenden Rechtsträgers, nämlich das Alleineigentümers bzw. der Bruchteils-Miteigentümer, führt. 

Diesbezüglich begründet sich vom Regelungsmechanismus her die Strukturähnlichkeit zu dem Abspaltungsrecht, 

vgl. § 123 II Z. 2 UmwG , folgendermaßen: Insoweit erzeugt der Gesetzgeber mit den Regelungen des WEG bei 

Anlegung der Wohnungsgrundbuchblätter die Wohnungseigentümergemeinschaft als Rechtsträger für den 

„abgespaltenen“ Vermögensteil des Gemeinschaftsvermögens. Dies gleicht dem neu geschaffenen 

übernehmenden Rechtsträger im Umwandlungsrecht.  

Der Detailunterschied in diesem Zusammenhang zwischen dem Umwandlungsrecht und dem WEG-Recht ist, dass 

im Umwandlungsrecht bereits bei der Abspaltung existente Vermögensbestandteile im Wege der 

Gesamtrechtsnachfolge und ohne Auflösung stiller Reserven transferiert werden, während mit dem 

Wohnungseigentumsrecht als zunächst noch leere Hülle die Wohnungseigentümergemeinschaft zum Zwecke des 

späteren Haltens zukünftig entstehender Vermögensbestandteile erzeugt wird. Hier ist zu berücksichtigen, dass 

vor Entstehung der Wohnungseigentümergemeinschaft erworbene und/oder begründete Vermögenswerte nur 

rechtsgeschäftlich auf die Wohnungseigentümergemeinschaft übertragen werden können.66  Denkbar sind hier die 

Übernahme nach § 415 BGB  und die – auch konkludent mögliche – Genehmigung der Handlungen eines vor 

Entstehen der Wohnungseigentümergemeinschaft vollmachtlos tätig gewordenen Vertreters, der klassische 

praktische Fall hierzu ist der Bauträger, der Versicherungs-, Ver- und Entsorgungsverträge abschließt.67  Auch für 

solche zur Zeit der Entstehung der Wohnungseigentümergemeinschaft schon existierende 

Sonderrechtsverbindungen ist die Wohnungseigentümergemeinschaft in ihrem Entstehungszeitpunkt also nur eine 

leere Hülle, die durch ergänzende Rechtsgeschäfte erst gefüllt werden muss.  

Es verbleibt zusätzlich zu der Strukturähnlichkeit zum Abspaltungsrecht auch eine starke Ähnlichkeit und 

Vergleichbarkeit hinsichtlich des Rechtsmechanismus beim Vergleich des gesellschaftsrechtlichen automatischen 

Rechtsformwandels mit der Beendigung der Wohnungseigentümergemeinschaft. Denn der 

Regelungsmechanismus ist gleichgelagert: Die Änderung der Rechtslage, konkret der Rechtsträgerwechsel, knüpft 

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/bc61ee7e-fd2f-30ca-806e-114e1c93a91d
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in beiden Fällen automatisch ohne das Erfordernis irgendwelcher zusätzlicher Rechtsgeschäfte an einen einzigen 

Umstand an. Dies ist real im Gesellschaftsrecht das Herabsinken des Geschäftsvolumens auf ein Kleingewerbe 

und im WEG Recht die Schließung der Wohnungsgrundbuchblätter bzw. die Anlage des neuen Grundbuchblattes. 

Der Unterschied bei der rechtsfähigen Wohnungseigentümergemeinschaft zu diesem gesellschaftsrechtlichen 

Parallelfall ist, dass hier ein zusätzlicher Rechtsträger geschaffen und zum Rechtsinhaber eines abgespaltenen, 

abgetrennten, Teils der Vermögenswerte, nämlich des Gemeinschaftsvermögens, wird und dass mit der 

Beendigung dieses zweiten Rechtsträgers die getrennten Vermögensmassen, das Immobilieneigentum und das 

Gemeinschaftsvermögen, verschmelzen. 

Dagegen ändert sich bei dem gesellschaftsrechtlichen Parallelfall mit dem Wandel der OHG zur Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts lediglich das rechtliche Gewand. Formwechselnd bleibt insoweit die Identität enthalten. Dies 

ist insoweit deutlich etwas anderes als der Abspaltungsfall bei der Wohnungseigentümergemeinschaft. 

Allerdings gleichen sich diese beiden Konstellationen wieder, indem sie jeweils die Veränderung der Rechtslage 

nicht in einer „Einbahnstraßensituation“, sondern mit „Gegenverkehr“ in beide Richtungen vorsehen. Die 

Gesellschaft bürgerlichen Rechtes kann automatisch über das Kriterium des unterhaltenen Geschäftsumfangs zur 

offenen Handelsgesellschaft werden und sich auch wieder in die Gesellschaft bürgerlichen Rechtes 

zurückverwandeln. Im WEG Recht ist strukturähnlich und verkürzt ausgedrückt die Anlage der 

Wohnungsgrundbuchblätter bzw. rückläufig das Schließen der Wohnungsgrundbuchblätter das identische 

Tatbestandskriterium für das Entstehen bzw. für die „Rückbildung“ von Rechtsfolgen. 

Damit führt anknüpfend an das Veränderungskriterium der Anlage bzw. Schließung der 

Wohnungsgrundbuchblätter das neue Wohnungseigentumsrecht mit Anlegung der Wohnungsgrundbuchblätter zur 

revisiblen Schaffung eines zusätzlichen Rechtsträgers für abgespaltene Vermögenswerte und – umgekehrt über 

die Schließung der Wohnungsgrundbuchblätter als actus contrarius zu deren Anlegung – zum Wegfallen dieses 

Rechtsträgers. Dieses ersatzlose Entfallen des Rechtsträgers für das Gemeinschaftsvermögen als abgespaltene 

Vermögensbestandteile führt uno actu zur Verschmelzung sämtlicher vorhandener Vermögenswerte erneut in der 

Rechtsträgerschaft des Alleineigentümers bzw. der Miteigentümer an dem Grundstück. 

Der abschließenden Erörterung bedarf es damit nur noch bezüglich der Frage, wie in dem einen Beendigungsfall, 

wenn nach Aufhebung der Sondereigentumsrechte nach § 9 I Z. 1 WEG  die Miteigentümer der 

Bruchteilsgemeinschaft der neue Rechtsträger des verschmolzenen Gesamtvermögens sind, die Buchung im 

Grundbuch zu erfolgen hat.  

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/566fbe72-595e-3ec8-b285-2f0ef0171dc9
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V. Die grundbuchrechtliche Abwicklung bei der Eintragung der 
Bruchteilsgemeinschaft als neuer Rechtsträger 

Bei der Eintragung einer Bruchteilsgemeinschaft als Eigentümer einer Immobilie ist § 47 I Grundbuchordnung  zu 

beachten.  

Die einfache Bezeichnung als Miteigentümer genügt nicht. Notwendig ist präzisierend die Angabe der Bruchteile. 

Verfahrensmäßig müssen die Bruchteile auch dann angegeben werden, wenn für deren Größe gesetzliche 

Auslegungsregeln bestehen.68  

Unterlassen es die vormaligen Wohnungseigentümer bei Aufhebung des Sondereigentums die Quotelung der 

Bruchteile nach individuellen Maßstäben zu bilden, wofür wie vorstehend angesprochen regelmäßig der Marktwert 

der Sondereigentumseinheiten sinnvoll ist wie er im Gesetz direkt nach § 11 III WEG  für den Fall der Beendigung 

der Wohnungseigentümergemeinschaft „im weiteren Sinn“ durch deren Aufhebung vorgesehen ist, greift die 

Zweifelsregelung des § 742 BGB . Bei korrekter verfahrensmäßiger Abwicklung hätte das Grundbuchamt damit 

ohne anderweitige Angaben der Miteigentümer eine Eintragung zu gleichen Anteilen vorzunehmen, was genügt.69  

Auch in dem Fall, in welchem die Wohnungseigentümer keine anderen als die gewöhnlichen gesetzlichen Anteile 

bei der Bruchteilsgemeinschaft wünschen und im Falle, dass zwar eine andere Quotelung etwa nach Marktwerten 

gewollt ist, diese Festlegung aber im Zuge der Aufhebung des Sondereigentums unterbleibt und damit nicht zur 

Kenntnis des Grundbuchamtes gelangt, verhindert das förmliche Grundbuchverfahrensrecht die Buchung der 

Bruchteilsgemeinschaft nicht, weil im Zweifel gleiche Anteile einzutragen sind. 

Zusammenfassend gelangt die Untersuchung zu folgenden Ergebnissen: 

VI. Ergebnisse 

Die Wohnungseigentümergemeinschaft ist ein körperschaftsähnliches rechts- und parteifähiges Rechtssubjekt. 

Sie entsteht mit Anlage der Wohnungsgrundbuchblätter. 

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/f6c6542d-2483-3b4e-a7d3-bb27c71211ea
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/fe345a9f-2427-3c66-83e9-56cdcada93c3
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/9de43da7-b72e-382f-8cef-974621556857


 

© 2022 Wolters Kluwer Deutschland GmbH 

11 / 14 

 

Die Schließung der Wohnungsgrundbücher ist anders als nach altem WEG Recht nicht nur 

grundbuchverfahrensmäßig der actus contrarius zum Anlegen der Wohnungsgrundbücher, sondern auch 

materiellrechtlich der actus contrarius zum Entstehen der Wohnungseigentümergemeinschaft. Grundsätzlich endet 

die Wohnungseigentümergemeinschaft also auf der Zeitschiene betrachtet mit der Schließung der 

Wohnungsgrundbücher. 

Da mit einer partiellen materiell-rechtlichen Wirkung schon nach altem Recht – im Falle der Beendigung der 

Wohnungseigentümergemeinschaft auf Antrag des allein verbliebenen Eigentümers nach § 9 I Z. 2 WEG  – das 

Sondereigentum nicht schon mit Schließung der Wohnungsgrundbücher, sondern erst mit Anlage des 

Grundbuchblattes erlosch und diese Vorschrift unverändert gilt, tritt die materiell-rechtliche Beendigungswirkung in 

diesem Beendigungsfall erst mit zeitlicher Verzögerung nach Schließen der Wohnungsgrundbuchblätter und 

Anlage des neuen Grundbuchblattes ein, § 9 III, Halbs. 2 WEG .  

Damit ist die Wohnungseigentümergemeinschaft vollbeendet mit 

 
• Schließung der Wohnungsgrundbuchblätter bei Aufhebung der Sondereigentumsrechte durch eine 

Mehrheit von Eigentümern und 
• Anlegung des Grundbuchblattes beim Antrag des Alleineigentümers auf Schließung des 

Wohnungsgrundbuchs 

Die Wohnungseigentümergemeinschaft ist weder liquidations- noch insolvenzfähig. 

Das Wohnungseigentumsgesetz erzeugt im Wege sondergesetzlicher, revisibler Abspaltung mit der Anlage der 

Wohnungsgrundbuchblätter die Wohnungseigentümergemeinschaft als eigenständigen Rechtsträger. Die 

Wohnungseigentümergemeinschaft ist zunächst leere, vermögenslose Hülle für nach ihrer Entstehung 

begründetes Gemeinschaftsvermögen. 

Die Schließung der Wohnungsgrundbuchblätter bzw. im Fall der Antragsschließung der 

Wohnungsgrundbuchblätter durch den einzigen verbliebenen Eigentümer die Anlegung des Grundbuchblattes ist 

materiellrechtlich der actus contrarius zur Anlage der Wohnungsgrundbuchblätter. Mit diesem actus contrarius 

entfallen gegenläufig die Abspaltungswirkungen. Das während der Zeitdauer der Existenz der 

Wohnungseigentümergemeinschaft abgespaltene Gemeinschaftsvermögen verschmilzt wieder automatisch mit 

dem Eigentum am Grundstück. 

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/566fbe72-595e-3ec8-b285-2f0ef0171dc9
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/566fbe72-595e-3ec8-b285-2f0ef0171dc9
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Rechtsträger der wiedervereinigten Vermögensmasse unter Einschluss des vormaligen Gemeinschaftsvermögens 

ist: 

 
• Bei Aufhebung der Sondereigentumsrechte die in eine einfache Bruchteilsgemeinschaft umgewandelte 

vormalige Wohnungseigentum-Bruchteilsgemeinschaft und  
• beim Antrag des verbliebenen Alleineigentümers auf Schließung der Wohnungsgrundbücher die natürliche 

Person des Alleineigentümers. 

Im Falle der Beendigung der Wohnungseigentümergemeinschaft durch die Aufhebung der Sondereigentumsrechte 

bestimmt sich der Anteil der Miteigentümer der Bruchteilsgemeinschaft regelmäßig nach dem Verhältnis des 

Marktwertes ihrer Wohnungseigentumsrechte zur Zeit der Aufhebung der Gemeinschaft. § 742 BGB  mit seiner 

Zweifelsregelung gleicher Anteile beinhaltet hier eine Öffnungsklausel für eine andere anstelle einer gleichen 

Quotenbildung aufgrund besonderer Umstände. Wandelt sich eine Wohnungseigentumsgemeinschaft in eine 

Bruchteilsgemeinschaft, ist regelmäßig ein derartiger besonderer Grund, dass nicht formal die Fläche und ein 

hieraus abgeleiteter Miteigentumsanteil das Verhältnis der Anteile zutreffend abbildet, sondern der Marktwert der 

vormaligen Sondereigentumseinheiten.  

Für die Verwaltungsrechte, die Nutzenverteilung bei den Früchten und für die Lasten- und Kostentragung eröffnet 

die Zweifelsregelung der §§ 745 I Satz 2 , 743 , 748 BGB  jeweils in Verbindung mit 742 BGB ebenfalls die 

Bildung von Anteilsquoten anhand des Marktwertes der früheren Sondereigentumseinheiten.  

Außerdem hat es jeder einzelne Wohnungseigentümer angesichts seines Mitwirkungserfordernisses bei der 

Aufhebung des Sondereigentums nach § 4 I WEG  und damit einer Vetoposition in der Hand, abweichend von den 

Anteilsquoten in Bezug auf den Miteigentumsanteil nach dem Marktwert nebst sich hieraus ergebender 

Verwaltungsrechte für einen etwaigen anderen Verteilungsmaßstabs für die Verteilung von Früchten und Kosten 

und Lasten zu sorgen, etwa für die Fortgeltung beschlossenen Umlageschlüssel, vgl. § 16 II Satz 2 WEG .  

In Betracht kommt auch die Zahlung von Ausgleichsbeträgen wegen Marktwertunterschieden der 

Sondereigentumseinheiten bei dann geltenden und nach dem Flächenanteil bemessenen oder gleichen Anteilen in 

der Bruchteilsgemeinschaft. 

Die Frage von Miteigentumsquoten an dem Grundstück und der Anteilsquoten bezüglich der Verwaltungsrechte, 

außerdem von Nutzen, Kosten und Lasten stellt sich nur für den Fall der Beendigung der 

Wohnungseigentümergemeinschaft durch Aufhebung des Sondereigentums. Bei der Schließung der 

https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/9de43da7-b72e-382f-8cef-974621556857
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/9e09e6c8-ed11-3471-9bad-f1783fe70bd4
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/cfeae53a-bfb4-3584-b95e-f0fe3839cefe
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/86dcb985-747c-3b2b-a16c-2dbe2cf81243
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/b2f323c0-2c18-3191-a408-8ba494f95801
https://research.wolterskluwer-online.de/citation-document/b70ed520-560e-3cb0-9c84-adbc1c7441bb
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Wohnungsgrundbücher auf Antrag des letzten verbliebenen Wohnungseigentümers ist dieser Alleineigentümer des 

Grundstücks, allein verwaltungsbefugt und Nutznießer der Früchte und alleiniger Träger der Kosten und Lasten. 

 



 

© 2022 Wolters Kluwer Deutschland GmbH 

14 / 14 

 

 

*  EttrichRechtsanwälte. 

56  Wicke, in: Grüneberg, Kommentar zum BGB, a.a.O. § 9 Rdnr. 3 und Rdnr. 2; zu § 9 I Z.1: „Auf gesetzliche Regelungen zur 
Behandlung des Gemeinschaftsvermögens wurde verzichtet; für Liquidation sollen allgemeine Grundsätze gelten“ – zu § 9 I Z. 2: 
„Entsprechend(es) gilt für Gemeinschaftseigentum“. 

57  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 11 Rdnr. 17 und § 9a Rdnr. 147. 

58  Bärmann, Kommentar zum WEG, a.a.O., § 17 Rdnr. 5. 

59  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 11 Rdnr. 17. 

60  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 9a Rdnr. 147. 

61  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 11 Rdnr. 16. 

62  Vgl. oben unter IV. 

63  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 9a Rdnr. 18 f., insb. Rdnr. 20. 

64  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 9a Rdnr. 20 am Ende. 

65  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 9a Rdnr. 20: „Die überwiegende Ansicht in der Literatur lehnt diese Einheitstheorie 
zutreffender weise ab und begreift die Bruchteilsgemeinschaft und den Verband der Wohnungseigentümergemeinschaft als zwei 
unterschiedliche Gemeinschaften“. 

66  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 9a Rdnr. 139. 

67  Hügel/Elzer, Kommentar zum WEG, a.a.O. § 9a Rdnr. 139 und Rdnr. 68. 

68  Demharter, Kommentar zur GBO, 31. Aufl., München, 2018, § 47 Rdnr. 16. 

69  Demharter, Kommentar zur GBO, a.a.O., § 47 Rdnr. 16; RGZ 76, 413. 

 

 

 


